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Einleitung: Gegenstand und Gang 
der Untersuchung 

Am 1. November 2000 trat nach jahrelanger Diskussion das StV ÄG 1999 
in wesentlichen Teilen in Kraft. Damit setzte der Gesetzgeber die Konse-
quenzen aus dem vor fast 17 Jahren ergangenen Volkszählungsurteil1 des 
BVerfG für das Strafverfahren um. Neben anderen Ergänzungen wurde die 
Eingriffsermächtigung für längerfristige Observationen in die Strafprozess-
ordnung eingeführt, zudem wurden §§ 161, 163 StPO zu einer Generaler-
mächtigung ausgestaltet. 

Die Ausweitungen der Observationen mittels technischer Mittel sind un-
übersehbar. Wir haben uns mittlerweile daran gewöhnt, im Supermarkt, an 
der Tankstelle, im Flughafen, in Stadien, in der Universität und mittler-
weile auch an öffentlichen Wegen und Plätzen von Kameras aufgenommen 
zu werden. Dient dies in erster Linie der sekundären Prävention, so hat 
diese Entwicklung jedoch aufgrund der unbegrenzten Verwendungsmöglich-
keiten im Strafverfahren auch Auswirkungen auf den hier gegenständlichen 
repressiven Bereich. Zudem wird der Ruf nach Sicherheit und strikter Straf-
verfolgung immer lauter, der Dämon der Organisierten Kriminalität und 
auch des politischen Extremismus tun dabei schon lange ihr Übriges2. Da-
bei hat die Furcht vor organisierter Kriminalität zumindest in Deutschland 
keine Stützung durch polizeiliche Daten erfahren3. Die Forderungen betref-
fen ungeachtet dessen neben der Erhöhung von Strafrahmen, Vorfeldkrimi-
nalisierung und neuen Straftatbeständen insbesondere die Ausweitung des 
Handlungsspielraumes der Errnittlungsbehörden. Und dabei spielt die Ob-
servation eine wesentliche Rolle. 

Die Zeichen stehen seit langem gut für einen Staat, der unter Berufung 
auf Kriminalitätsbekämpfung den Bürger immer intensiver mit Kontrollen 
überzieht. Das Versprechen größerer Sicherheit folgt einer pfleglich geför-
derten Renaissance der platonischen Idee vom "starken Staat" und führt zu 
dem Versuch, mit Hilfe so genannter Sicherheitsgesetze die erforderlichen 
Machtmittel zu schaffen4 • Andererseits rückt zunehmend die Orwellsche 

1 BVerfGE 65, l. 
2 Vgl. schon Hippel/Weiß JR 92, 316; Kühne Schneider-FS, 10. 
3 Aus dem Lagebild des BKA zur OK ergibt sich seit Jahren weitestgehend gleich-

bleibende Anzahl von Ermittlungsverfahren. Siehe www.bka.de/lageberichtlok/. 
4 Vgl. Lisken Rechtsstaat, 73. 
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Vision eines Überwachungsstaates in den Blickpunkt der Öffentlichkeit, die 
auf den Mitteln der lückenlosen Überwachung des "gläsernen" Menschen 
basiert, dessen Umwelt so gestaltet wird, dass er nicht mehr anders handeln 
kann, als er handeln soll. Dies ist vor dem Hintergrund einer heute beacht-
lichen und sich ständig verfeinernden Dimension auch technikgestützter 
Observationen eine nicht unbegründete Angstvorstellung5. Da wundert es 
nicht, dass der Datenschutzbeauftragte der Bundesregierung in seinem letz-
ten Bericht insbesondere die Beachtung des Schutzes der Privatsphäre an-
gesichts der unbefugten Bildaufnahmen von Personen in den Mittelpunkt 
seines Bericht stellte6. Zudem kritisierte er den sprunghaften Anstieg der 
Telefonüberwachungen. Dieser Anstieg ist ein Indiz dafür, dass die Ermitt-
lungsbehörden verstärkten Gebrauch von heimlichen Ermittlungsmaßnah-
men machen. Daher kann auch eine Ausweitung von Observationen ange-
nommen werden. 

Die Polizei ermittelt seit jeher heimlich in Form von Observationen, wo-
bei ein solches Vorgehen auch kriminalistisch zur effektiven Verbrechens-
bekämpfung geboten und kriminalpolitisch gewünscht ist. Ihrem verfas-
sungsmäßig verbrieften Strafverfolgungsauftrag wird sie somit jedenfalls 
gerecht. Bei aller Notwendigkeit von verdeckten Ermittlungsmethoden darf 
die Problematik, die mit der Ausweitung der Maßnahmen einhergeht, nicht 
verkannt werden. Denn der Umfang geheimer Ermittlungen ist ein wesent-
licher Indikator für den Umgang, den der Staat mit seinen Bürgern pflegt7• 

Der Verdacht und die Gefahr kann dabei nicht ignoriert werden, die Straf-
verfolgung könne als Vorwand für die Wendung zu einem obrigkeitlichen 
Kontroll staat dienen. Geschichtliche Vorbilder hierfür hat es gerade in 
Deutschland viele gegeben. Dabei sei nur an die bis ins ad absurdum ge-
führten Bespitzelungen durch die "STASI" im DDR-Staat oder auch durch 
die "SS" im NS-Staat gedacht. Die Ausweitungen der technischen Möglich-
keiten verschärfen dabei das Problem beträchtlich. 

Die Gefahr, sich von den bürgerlich-rechtsstaatlichen Traditionen zu ent-
fernen, besteht auch in einem nach allgemeinen Maßstäben als funktions-
tüchtig zu beschreibenden Rechtsstaat allemal. Die Veränderungen gehen 
oft nur schleichend voran. Grundrechte können damit zum Zwecke der alle 
Argumente wegwischenden Strafverfolgungsnotwendigkeit zu bloßen Pro-
gramms ätzen werden. 

Daraus wird ein Spannungsfeld deutlich, welches es zu entschärfen gilt: 

5 Zur Ausweitung von Observationen: siehe Studie des Europäischen Parlaments: 
An Appraisal of Technologies of Political Control (1998). 

6 Vgl. Frankurter Allgemeine und Süddeutsche Zeitung vom 6.04.2001 sowie den 
gesamten Bericht BT Drs. 14/5555. 

7 V gl. Roxin Strafverfahrensrecht § 2, Rdnr. 1. 



Einleitung 27 

Die einerseits notwendigen Instrumentarien für eine wirksame Strafver-
folgung zu schaffen, dabei jedoch die Grundrechte zu beachten und die 
staatliche Missbrauchsgefahr nicht aus den Augen zu verlieren. Fragen nach 
diesem Verhältnis von Sicherheit und Freiheit werden allzu oft als Über-
betonung des Datenschutz abgetan, so als ob die Verfassung ein lästiges 
Relikt aus den Zeiten einer "Schön-Wetter-Demokratie" sei. Der rechts-
sichernde Wert einer verfassten Freiheitsordnung wird - wenn überhaupt -
als weniger wichtig erachtet8. Jedoch sollten die dargestellten geschicht-
lichen Erfahrungen uns eines Besseren belehrt haben und unterstreichen 
das Bedürfnis einer kritischen Untersuchung. 

Es ist in erster Linie Aufgabe des Gesetzgebers, die gegenläufigen Ver-
fassungsprinzipien zu einem Ausgleich zu bringen. Gerade durch sorgfäl-
tige Eingriffsmaßnahmen ist das sensible Gleichgewichtsverhältnis zwi-
schen Bürgerfreiheiten und monopolisierter Staatsgewalt zu wahren. Dieser 
Gesichtspunkt war jedoch aufgrund der divergierenden Ansichten von Bun-
destag und Bundesrat im Gesetzgebungsverfahren zum StV ÄG 1999 der 
entscheidende Streitpunkt, der zur Einberufung des Vermittlungsausschusses 
und schließlich zu der Gesetz gewordenen Lösung führte. Der Aufgabe der 
Schaffung des interessengerechten Ausgleichs ist der Gesetzgeber schon 
durch das 1992 eingeführte "Gesetz zur Bekämpfung des illegalen Rausch-
gifthandels und anderer Erscheinungsformen der Organisierten Kriminali-
tät" (OrgKG)9, bei dem eine Reihe von heimlichen Ermittlungsmethoden 
Eingang in den Strafprozess gefunden haben, kaum gerecht geworden. Ei-
nerseits ist die Einführung zu begrüßen, weil das Graufeld realer Ermitt-
lungsmethoden nunmehr durch gesetzliche Klärung überprüfbar geworden 
ist. Andererseits ist das Gesetz durch Systemlosigkeit, Lückenhaftigkeit und 
- wie Kühne attestiert - "verblüffende politische Naivität,,10 starker Kritik 
ausgesetztll . Auch Hassemer spricht in diesem Zusammenhang von Alibi-
und Krisengesetz12. Wenn dann auch der Gesetzgeber selber, wie in den 
eingeführten §§ 98a Abs. 1, IOOc Abs. 1, 2 StPO statt vom Beschuldigten 
vom "Täter" spricht und damit praktisch die in Artikel 6 Abs. 2 EMRK 
normierte Unschuldsvermutung sprachlich legal konterkariert, bleibt die 
Kritik nachvollziehbar. Hierüber ist an anderer Stelle schon ausführlich be-
richtet worden 13. Es zeigt aber die Notwendigkeit, gerade die in jüngster 

8 V gl. dazu auch: Lisken ZRP 94, 264. 
9 BGBI I 1302, in Kraft getreten am 22.09.1992. 
10 Kühne Strafprozessrecht., Rdnr. 519. 
11 Vgl. BemsmannlJansen StV 98, 217. 
12 Hassemer NStZ 89, 553 (554). 
13 BemsmannlJansen a. a. 0.; zum "Täter-Begriff' auch: Schroeder NJW 2000, 

2483; Paeffgen StV 99, 625. 


